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2.1.

1.1.

See the notice on TED website 685721-2024 - Wettbewerb

Deutschland – Dienstleistungen von Ingenieurbüros – Projektsteuerung - Retentionsraum 
Worringen
OJ S 219/2024 11/11/2024
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Bauleistung - Dienstleistungen

1. Beschaffer

Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
E-Mail: vergabestelle@steb-koeln.de
Rechtsform des Erwerbers: 
Von einer lokalen Gebietskörperschaft kontrollierte Einrichtung des öffentlichen Rechts
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Umweltschutz

2. Verfahren

Verfahren
Titel: Projektsteuerung - Retentionsraum Worringen
Beschreibung: Der Planungsraum für den Retentionsraum Köln-Worringen liegt im Norden der 
Stadt Köln, linksrheinisch zwischen den Stadtteilen Langel, Fühlingen, Blumenberg, 
Thenhoven, Roggendorf und Worringen. Im Nordosten und Osten wird der Raum durch den 
Rheinhauptdeich abgegrenzt. Im Südosten wird die Grenze durch den Hitdorfer Fährweg, im 
Süden durch die Landesstraße L43 gebildet. Die Grenze im Westen ist das Hochufer am 
Westrand des Worringer Bruchs bei Roggendorf und Thenhoven. Zur Verbesserung des 
Hochwasserschutzes am Niederrhein bis in die Niederlande und zur Abminderung der 
Wellenscheitel bei extremen Hochwasserabflüssen im Rhein strebt das Land Nordrhein-
Westfalen an mehreren Standorten die Wiedergewinnung ehemaliger Überflutungsflächen 
durch die Rückverlegung von Deichen und den Anschluss der Auen an die 
Hochwasserführung des Rheins und durch den Bau gesteuerter Retentionsräume zur 
Kappung von Hochwasserspitzen an. Einer dieser Standorte liegt in der ehemaligen 
Rheinschleife des Worringer Bruchs. Wegen der Bedeutung auch für den regionalen 
Hochwasserschutz wurde der Retentionsraum im Planfeststellungsabschnitt 10 in das 
Hochwasserschutzkonzept der Stadt Köln einbezogen. Der Retentionsraum wird auf einer 
Fläche von ca. 691 ha ausgewiesen. Die Fläche wird zu ca. 70 % landwirtschaftlich genutzt, 
ca. 30 % bestehen aus Waldflächen, überwiegend in der Altrheinschleife des FFH-Gebietes 
und Naturschutzgebietes „Worringer Bruch“. Nur ein untergeordneter Teil der Flächen ist 
durch Straßen und Wege befestigt bzw. wird zu Siedlungszwecken genutzt. Bei einem 
maximalen Füllstand von 43,00 mNN, der einem Rheinhochwasser von 11,90 mKP mit einer 
Eintrittswahrscheinlichkeit von einmal in ca. 200 Jahren bei Worringen entspricht, beträgt das 
Volumen ca. 29,4 Mio. m³. Wegen des geplanten Einsatzes des Retentionsraums 
ausschließlich bei Hochwasserereignissen, die das Hochwasserschutzziel der bis zu 11,90 
mKP geschützten Stadtteile überschreiten, verbleibt die Hauptdeichlinie in der derzeit 
vorhandenen rheinnahen Trasse. Der Schutz der rückwärtigen Bebauung bei Betrieb des 
Retentionsraums wird mit Dreizonendeichen, Deichen mit integrierter Spundwand, 
Schutzwänden sowie einem Fangedamm sichergestellt. Östlich der ehemaligen Kläranlage 
Worringen wird ein steuerbares Ein- und Auslassbauwerk zur Flutung und Entleerung des 
Retentionsraumes angeordnet. Eine Flutung des Retentionsraumes ist frühestens bei 

https://ted.europa.eu/de/notice/-/detail/685721-2024
mailto:vergabestelle@steb-koeln.de
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2.1.4.

2.1.2.

2.1.1.

Erreichen eines Wasserstands von 11,70 mKP vorgesehen, wenn die offizielle 
Hochwasservorhersage einen Wellenscheitel über 11,90 mKP prognostiziert. Die Flutung des 
Retentionsraumes erfolgt mit der Zielstellung die Spitze der Hochwasserwelle zu kappen, um 
ein Überschreiten des Bemessungswasserstandes von 11,90 mKP zu vermeiden. Bei einem 
weiteren Anstieg des Rheinwasserstandes kann wertvolle Zeit für Evakuierungs- und 
Sicherungsmaßnahmen gewonnen werden. Nach Ablauf des Hochwasserscheitels wird der 
Retentionsraum über das Ein- und Auslassbauwerk im Rheinhauptdeich mit der ablaufenden 
Hochwasserwelle im Rhein bis zur Höhenkote 39,00 mNN (entsprechend ca. 8 mKP) entleert. 
Die Entleerung tiefergelegener Flächen innerhalb des Bruchgebiets erfolgt über den 
Pletschbach und ein vor dem Durchlass an der B9 angeordnetes Pumpwerk. 1 Rheindeich 
Der Rheinhauptdeich zwischen Worringen und Langel wurde nach dem Hochwasser 1995 
erhöht und bietet nunmehr Schutz bis zu einem Wasserstand von11,90 Meter Kölner Pegel. 2 
Deiche im Retentionsraum Im Südosten sowie im Nordwesten des Retentionsraums sind bis 
zu 6,50 Meter hohe Deiche geplant, zum Teil mit integrierter Spundwand. 3 
Hochwasserschutzwand Bruchstraße Im Westen und Südwesten wird der Retentionsraum 
überwiegend durch die natürliche Geländehöhe begrenzt. In der Tieflage entlang der 
Bruchstraße wird eine Hochwasserschutzwand errichtet. Die beiden Unterführungen unter der 
Bahnstrecke werden durch Pumpen mit Notstromversorgung trocken gehalten. 4 Fangedamm 
mit Abwasserkanal Entlang der Brombeergasse wird ein Fangedamm errichtet. Dieses 
kompakte Bauwerk benötigt deutlich weniger Fläche als ein Deich. 5 Erhöhung Neusser 
Landstraße Im Norden wird die Neusser Landstraße leicht erhöht und mit einer bis zu 1,20 
Meter hohen Hochwasserschutzwand mit integrierter Spundwand versehen. 6 Einlass- und 
Auslassbauwerk Durch das Einlassbauwerk im Deich können bis zu 330 Kubikmeter Wasser 
pro Sekunde in den Retentionsraum strömen. Das Bauwerk besteht aus vier Klappen von je 6 
Metern Länge. Es dient auch als Auslassbauwerk. 7 Absperrbauwerke Pletschbach Der nur 
selten Wasser führende Pletschbach wird im Fall einer Flutung durch zwei Absperrbauwerke 
verschlossen. 8 Restentleerung Pletschbach 9 Restentleerungspumpwerk Die Restentleerung 
ab einem Wasserstand von unter 8 Metern Kölner Pegel erfolgt über den Pletschbach und das 
geplante Pumpwerk. Es wird verwiesen auf die Leistungsbeschreibung.
Kennung des Verfahrens: b2235cf9-55a8-44b0-b5cd-aaa82949e471
Interne Kennung: 2024000199
Verfahrensart: 
Verhandlungsverfahren mit vorheriger Veröffentlichung eines Aufrufs zum Wettbewerb
/Verhandlungsverfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein

Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros
Zusätzliche Einstufung (cpv): 71541000 Projektmanagement im Bauwesen

Erfüllungsort
Stadt: Köln
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland

Allgemeine Informationen
Zusätzliche Informationen: Die Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR, wickeln ihre 
Ausschreibungen und Teilnahmewettbewerbe in digitaler Form ab. Die entsprechenden 
Unterlagen stehen Ihnen auf einer Vergabeplattform im Internet zur Verfügung. Näheres 
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2.1.6.

entnehmen Sie bitte der Homepage der StEB Köln, AöR: http://www.steb-koeln.de
/unternehmen/ausschreibungen/oeffentliche-ausschreibungen-der-steb.jsp
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vgv - 

Ausschlussgründe
Korruption: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des 
Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen 
Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG 
begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer 
Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine 
juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug 
oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis 
vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung 
vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte 
gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will 
sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen 
auch von Dritten abzugeben.
Der Zahlungsunfähigkeit vergleichbare Lage gemäß nationaler Rechtsvorschriften: 1. 
Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder 
dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere 
nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit 
den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch 
nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die 
Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden 
Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.

http://www.steb-koeln.de/unternehmen/ausschreibungen/oeffentliche-ausschreibungen-der-steb.jsp
http://www.steb-koeln.de/unternehmen/ausschreibungen/oeffentliche-ausschreibungen-der-steb.jsp
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Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs: 1. 
Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder 
dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere 
nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit 
den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch 
nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die 
Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden 
Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
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erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Betrugsbekämpfung: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten 
des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen 
Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG 
begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer 
Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine 
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juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug 
oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis 
vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung 
vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte 
gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will 
sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen 
auch von Dritten abzugeben.
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: 1. Erklärung des Bewerbers, dass 
durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender 
Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e 
EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner 
Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 
3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft 
ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates 
vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit 
Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen 
Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag
/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten 
Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von 
einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 
für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Zahlungsunfähigkeit: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten 
des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen 
Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG 
begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer 
Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine 
juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug 
oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis 
vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung 
vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte 
gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will 
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sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen 
auch von Dritten abzugeben.
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Konkurs: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des 
Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen 
Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG 
begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer 
Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine 
juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug 
oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis 
vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung 
vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte 
gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will 
sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen 
auch von Dritten abzugeben.
Falsche Angaben, verweigerte Informationen, die nicht in der Lage sind, die erforderlichen 
Unterlagen vorzulegen, und haben vertrauliche Informationen über dieses Verfahren erhalten.: 
1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder 
dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere 
nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
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Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit 
den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch 
nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die 
Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden 
Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Rein innerstaatliche Ausschlussgründe: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person 
oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine 
gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 
19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: 1. Erklärung des 
Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber 
zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 
124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass 
er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen 
nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen 
verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022
/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen 
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mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er 
mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen 
Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag
/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten 
Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von 
einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 
für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: 1. Erklärung 
des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem 
Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere 
nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit 
den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch 
nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die 
Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden 
Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Schwere Verfehlung im Rahmen der beruflichen Tätigkeit: 1. Erklärung des Bewerbers, dass 
durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender 
Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e 
EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner 
Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 
3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft 
ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates 
vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit 
Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen 
Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag
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/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten 
Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von 
einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 
für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: 1. Erklärung 
des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem 
Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere 
nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit 
den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch 
nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die 
Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden 
Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
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Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person 
oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine 
gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 
19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Einstellung der gewerblichen Tätigkeit: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person 
oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine 
gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 
19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Entrichtung von Steuern: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das 
Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen 
Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG 
begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer 
Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
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5.1.

inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine 
juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug 
oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis 
vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung 
vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte 
gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will 
sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen 
auch von Dritten abzugeben.
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: 1. 
Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder 
dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere 
nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit 
den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch 
nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die 
Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden 
Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.

5. Los

Los: LOT-0001
Titel: Projektsteuerung - Retentionsraum Worringen
Beschreibung: Gegenstand dieser Ausschreibung sind Projektsteuerungsleistungen in 
Anlehnung an die Leistungsbilder 1-5 im Sinne vom AHO Heft 9 (2020). Die Leistungen 
beziehen sich sowohl auf die Gesamtprojektsteuerung, als auch auf die Steuerung der 
Einzelprojekte innerhalb des Gesamtprojekts. Weitere zu erbringende Leistungen sind somit 
das Multiprojektmanagement für die Projektstufen 1 – 5. Es wird verwiesen auf die 
Leistungsbeschreibung.
Interne Kennung: 2024000199
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5.1.9.

5.1.7.

5.1.6.

5.1.4.

5.1.3.

5.1.2.

5.1.1. Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Zusätzliche Art des Auftrags: Bauleistung
Haupteinstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros
Zusätzliche Einstufung (cpv): 71541000 Projektmanagement im Bauwesen
Optionen:
Beschreibung der Optionen: stufenweise Beauftragung

Erfüllungsort
Stadt: Köln
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
Zusätzliche Informationen: Worringen

Geschätzte Dauer
Datum des Beginns: 04/02/2025
Enddatum der Laufzeit: 31/12/2032

Verlängerung
Der Erwerber behält sich das Recht vor, zusätzliche Käufe vom Auftragnehmer zu tätigen, wie 
hier beschrieben: Eine stufenweise Beauftragung ist vorgesehen. Es soll zunächst die 
Projektstufen 1 und 2 bezogen auf jedes Einzelprojekt und sodann die Projektstufen 3 - 5 im 
Sinne des AHO Heft 9 bzw. 19 beauftragt werden. Die Projektstufen können für jedes 
Einzelprojekt gesondert abgerufen werden.

Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme: Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Erforderlich für den Teilnahmeantrag
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja

Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

Eignungskriterien
Kriterium: 
Art: Eignung zur Berufsausübung
Bezeichnung: Befähigung zur Berufsausübung einschließlich Auflagen hinsichtlich der 
Eintragung in einem Berufs- oder Handelsregister
Beschreibung: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des 
Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine Ausschlussgründe nach §§ 
123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner 
Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 
3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. 
Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 
8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug 
gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 
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5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag eine entsprechende 
Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem 
Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen

Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Beschreibung: 1. Tabellarische Liste, in der die zur Leistungserbringung vorgesehenen 
Personen namentlich und unter Angabe der jeweiligen Befähigung zur Berufsausübung, die 
auf Verlangen durch Vorlage von Berufszulassungsurkunden bzw. Studiennachweisen oder 
sonstigen vergleichbaren Belegen nachzuweisen ist, und unter Angabe der Berufserfahrung in 
Jahren genannt werden (§ 122 Abs. 2 Nr. 1 GWB). 2. Erläuterung zur Anzahl der 
Beschäftigten und deren Ausbildung innerhalb der letzten 3 Jahre (Führungspersonal, 
Ingenieure, Techniker etc.) (§ 122 Abs. 2 Nr. 3 GWB). 3. Erläuterung der technischen 
Büroausstattung des Bewerbers mit Nennung und detaillierter Beschreibung der mindestens 
verwendeten Software für den Datenaustausch und die Datensicherung. 4. Will sich der Bieter 
bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die vorgenannten Auskünfte auf Verlangen 
der Vergabestelle auch von Dritten abzugeben. 5. Die geforderten Auskünfte sind in Textform 
einzureichen. Möglicherweise geforderte Mindeststandards: I. Mindestanforderung an die 
Bürogröße Hinsichtlich der Bürogröße muss der Bewerber mindestens über 10 Personen 
verfügen, die berechtigt sind, die Berufsbezeichnung Ingenieur zu führen oder nach den EU-
Richtlinien berechtigt sind, in der Bundesrepublik Deutschland als Ingenieur tätig zu werden. 
Davon sind für die Projektsteuerungsleistungen mindestens 3 der oben genannten Personen 
bereitzustellen. Mindestanforderung an die Erfahrung des Bewerbers: Der Bewerber hat seine 
besondere Erfahrung mit Projektsteuerungsleistungen durch mindestens 4 geeignete 
Referenzen nachzuweisen. 1. Der Bewerber muss seine besondere Erfahrung durch zwei 
Referenzen im Multiprojektmanagement nachweisen. Die Referenzen müssen die 
übergreifende Überwachung und Steuerung mehrerer einzelner Projekte im Rahmen einer 
Gesamtmaßnahme beinhalten. Bei den einzelnen Projekten muss es sich um 
Hochwasserschutz oder Deichbau oder Projekte der Straßenverkehrsinfrastruktur, des 
Kanalbaus oder vergleichbar in Art und Umfang handeln. Die Kosten der 
Gesamtbaumaßnahme müssen mindestens 30 Millionen Euro (netto) betragen. Die 
Leistungen müssen inhaltlich in Anlehnung an das AHO-Heft 9 bzw. 19 erbracht werden bzw. 
erbracht worden sein. Die Leistungen können sich in der Umsetzung befinden, die Projektstufe 
4 muss mindestens abgeschlossen sein. Soweit die Leistungen abgeschlossene Projekte 
betreffen, müssen die Leistungen nach dem 01.01.2015 erbracht worden sein. 2. Eine 
Referenz muss ausgeführte Projektsteuerungsleistungen in BIM-Projekten durch geeignete 
Referenzen nachweisen, die eine Baumaßnahme mit Baukosten von mindestens 2 Millionen € 
betreffen. 3. Eine Referenz muss erbrachte Leistungen des Stakeholdermanagements 
betreffen, die eine Baumaßnahme mit Baukosten von mindestens 5 Millionen € und 
mindestens 5 Stakeholder (bezogen auf die öffentliche Wahrnehmung) betreffen. Mindestens 
eine der vier Referenzen muss ausgeführte Leistungen für einen Kommunalen Auftraggeber 
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betreffen. Hinsichtlich aller Referenzen ist darzustellen: - inwieweit die im Rahmen der 
Referenzobjekte erbrachten Leistungen von den zur Leistungserbringung vorgesehenen 
Personen erbracht worden sind. - Zu allen Referenzen hat der Bewerber den Namen, die 
Anschrift und die Kontaktdaten des Referenzgebers mitzuteilen. - Zu allen Referenzen hat der 
Bewerber eine kurze Beschreibung der Maßnahme (max. 3 DIN-A-4 Seiten einzureichen 
sowie den Namen, die Anschrift und die Kontaktdaten des Referenzgebers mitzuteilen. Für die 
Referenzangaben kann die vorbereitete Liste (siehe Teilnahmeantrag) genutzt werden. 
Maßgeblich bleibt der Text dieser Bekanntmachung. Die angeforderten Auskünfte sind in 
Textform einzureichen.
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen

Kriterium: 
Art: Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Beschreibung: 1. Erklärung über den Gesamtumsatz des Bewerbers und seines Umsatzes für 
Planungsleistungen, die mit den ausgeschriebenen Planungsleistungen vergleichbar sind, in 
den letzten 3 Geschäftsjahren (§ 122 Abs. 2 Nr. 2 GWB). 2. Erklärung, ob und hinsichtlich 
welcher Leistungen sich der Bewerber der Kapazitäten an-derer Unternehmer bedient und ihm 
die dann erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen 3. Angaben des Teils des Auftrages, den 
der Bewerber unter Umständen an Dritte vergeben will. 4. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich 
der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen der 
Vergabestelle auch von Dritten abzugeben. Mindestanforderung Der Bewerber muss über 
eine Haftpflichtversicherung verfügen, deren Deckungssumme für Personenschäden 
mindestens 5 Millionen EUR und zusätzlich für sonstige Sach- und Vermögensschäden 
mindestens 3 Millionen EUR beträgt. Dies ist durch eine Bescheinigung der Versicherung 
nachzuweisen. Ausreichend ist eine Bescheinigung, dass die Versicherungssumme im 
Auftragsfall zur Verfügung steht. Die geforderten Nachweise sind in Textform einzureichen.
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen

Kriterium: 
Art: Sonstiges
Bezeichnung: Objektive Kriterien zur Beschränkung der Zahl der Bewerber, die zur 
Angebotsabgabe bzw. Teilnahme aufgefordert werden
Beschreibung: Erfahrung des Bewerbers mit der Erbringung von Projektsteuerungsleistungen 
für Maßnahmen, die die Mindestanforderungen an Referenzen gemäß der Bekanntmachung 
erfüllen (40 %); 4 Referenzprojekte = 1 Punkt 5 Referenzprojekt = 2 Punkte 6 Referenzprojekt 
= 3 Punkte 7 Referenzprojekt = 4 Punkte >7 Referenzprojekt = 5 Punkte 2. Anzahl der in den 
Jahren 2021, 2022 und 2023 beschäftigten Mitarbeiter mit einer technischen Ausbildung 
(Ingenieure, Architekten, Technische Zeichner, Techniker) mit einer Gewichtung von 15 %; 
Mitarbeiter 10 = 1 Punkt Mitarbeiter 11 - 20 = 2 Punkt Mitarbeiter 21 - 30 = 3 Punkte 
Mitarbeiter 31 - 40 = 4 Punkt Mitarbeiter > 41 = 5 Punkte 3. Durchschnittlicher Umsatz der 
durch Projektsteuerungsleistungen (netto) in den Jahren 2021, 2022 und 2023 generiert 
wurde, mit einer Gewichtung von 25 %; Umsatz < = 2 Million € netto = 1 Punkt Umsatz > = 2 
Million € netto = 2 Punkte Umsatz > = 4 Million € netto = 3 Punkte Umsatz > = 8 Million € netto 
= 4 Punkte Umsatz > = 12 Million € netto = 5 Punkte 4. Erfahrung mit BIM-Projekten mit einer 
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5.1.11.

5.1.10.

Gewichtung von 10% 1 Projekt mit BIM = 1 Punkt 2 Projekte mit BIM = 2 Punkte 3 Projekte mit 
BIM = 3 Punkte 4 Projekte mit BIM = 4 Punkte >4 Projekte mit BIM = 5 Punkte 5. Erfahrung 
mit Stakeholdermanagement-Projekten mit einer Gewichtung von 10% 1 Projekt mit 
Stakeholdermanagement = 1 Punkt 2 Projekte mit Stakeholdermanagement = 2 Punkte 3 
Projekte mit Stakeholdermanagement = 3 Punkte 4 Projekte mit Stakeholdermanagement = 4 
Punkte >4 Projekte mit Stakeholdermanagement = 5 Punkte Bei gleichqualifizierten 
Bewerbern entscheidet hinsichtlich der Teilnehmerauswahl das Los.
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen
Informationen über die zweite Phase eines zweiphasigen Verfahrens: 
Mindestzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 3
Höchstzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 5
Das Verfahren wird in mehreren aufeinanderfolgenden Phasen durchgeführt. In jeder Phase 
können einige Teilnehmer ausgeschlossen werden
Der Erwerber behält sich das Recht vor, den Auftrag aufgrund der ursprünglichen Angebote 
ohne weitere Verhandlungen zu vergeben

Zuschlagskriterien
Kriterium:
Art: Preis
Bezeichnung: Preis
Beschreibung: Das Angebot mit dem wirtschaftlich günstigsten Preis erhält 10 Punkte. Ein 
Angebot mit einem 1,5-fach hohen Preis erhält 0 Punkte. Dazwischen wird interpoliert.
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 45

Kriterium:
Art: Qualität
Bezeichnung: Qualität des Umsetzungskonzeptes
Beschreibung: folgende Unterkriterien: - Projektspezifischer Ansatz (10 %) - Prozessorientierte 
Darstellung (5 %) - Präsenz und Verfügbarkeit des Projektteams (5 %) - Technische 
Umsetzung von Projektbearbeitungsstrukturen / Qualitätsmanagement (10 %) - Bürger-
/Stakeholderinformation (15 %)
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 45

Kriterium:
Art: Qualität
Bezeichnung: Vertrag
Beschreibung: Akzeptanz des Vertrages
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 5

Kriterium:
Art: Qualität
Bezeichnung: Erfahrung mit der BIM Methodik
Beschreibung: BIM
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 5

Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.subreport.de/E72411592
Ad-hoc-Kommunikationskanal:

https://www.subreport.de/E72411592
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5.1.16.

5.1.15.

5.1.12.

Name: Bieterkommunikation auf der E-Vergabeplattform
URL: https://www.subreport-elvis.de

Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung:
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://www.subreport.de/E72411592
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Zulässig
Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge: 09/12/2024 10:00:00 (UTC+1)
Frist, bis zu der das Angebot gültig sein muss: 60 Tage
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können:
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Der Auftraggeber behält sich vor, fehlende, unvollständige oder 
fehlerhafte Unterlagen nachzufordern, soweit dies rechtlich zulässig ist, insbesondere im 
Sinne des § 56 VgV/ § 16a VOB/A EU.
Informationen über die öffentliche Angebotsöffnung:
Ort: Ostmerheimer Straße 555, 51109 Köln
Auftragsbedingungen:
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Es ist eine Geheimhaltungsvereinbarung erforderlich: nein
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja
Von einer Bietergemeinschaft, die den Zuschlag erhält, anzunehmende Rechtsform: 
gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Vertreter
Informationen über die Überprüfungsfristen: Von Bewerbern/Bietern erkannte Verstöße der 
vergebenden Stelle gegen das geltende Vergaberecht hat der Bieter gegenüber dem 
Auftraggeber innerhalb von 10 Kalendertagen zu rügen. Erklärt der Auftraggeber, dass er der 
Rüge nicht abhelfen will, hat der Bieter binnen einer Frist von 15 Tagen nach Eingang der 
Mitteilung bei folgender Stelle schriftlich einen Nachprüfungsantrag zu stellen:

Techniken
Rahmenvereinbarung: Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Rheinland – Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung 
Köln
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: StEB 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt: StEB 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: 
Vergabekammer Rheinland – Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung Köln

https://www.subreport-elvis.de
https://www.subreport.de/E72411592
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8.1.

8.1.

8.1.

Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, 
AöR
Organisation, die Angebote bearbeitet: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
TED eSender: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts 
des BMI)

8. Organisationen

ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Registrierungsnummer: Berichtseinheit-ID 00003201
Postanschrift: Ostmerheimer Str. 555  
Stadt: Köln
Postleitzahl: 51109
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabestelle@steb-koeln.de
Telefon: 0221 221 22955
Internetadresse: http://www.steb-koeln.de
Profil des Erwerbers: https://www.subreport.de
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt
Organisation, die Angebote bearbeitet

ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Rheinland – Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung 
Köln
Registrierungsnummer: 05315-03002-81
Postanschrift: Zeughausstraße 2-10, 50667 Köln  
Stadt: Köln
Postleitzahl: 50667
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
E-Mail: VKRheinland@bezreg-koeln.nrw.de
Telefon: +49 221147-3045
Fax: +49 221147-2889
Internetadresse:  /vergabekammer-rheinlandhttps://www.bezregkoeln.nrw.de/themen/wirtschaft
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt

ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119

mailto:vergabestelle@steb-koeln.de
http://www.steb-koeln.de
https://www.subreport.de
mailto:VKRheinland@bezreg-koeln.nrw.de
https://www.bezregkoeln.nrw.de/themen/wirtschaft
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11.1.

Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

11. Informationen zur Bekanntmachung

Informationen zur Bekanntmachung
Kennung/Fassung der Bekanntmachung: 915666ac-d06b-45bb-b9c6-47e898b8a822 - 01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16
Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 07/11/2024 11:09:46 (UTC+1)
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch

Informationen zur Veröffentlichung
Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 685721-2024
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 219/2024
Datum der Veröffentlichung: 11/11/2024
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